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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

Der parteilose Schaffhauser Standerat Thomas Minder war seit seinem Amtsantritt 2011
mit einigen Vorstossen aufgefallen, mit denen - grosstenteils erfolglos - institutionelle
Reformen angestossen werden sollten (z.B. das Bundesratswahlverfahren, Regelungen
zur Abstimmung Uber Gegenvorschlage, die EinfUhrung einer Volksmotion oder die
Einfihrung des doppelten Pukelsheim bei Nationalratswahlen). Eine Verwesentlichung
des Petitionsrechts war Gegenstand einer neuerlichen Reformidee von Minder, die
Ende August bei der Staatspolitischen Kommission des Standerats (SPK-SR) auf offene
Ohren stiess. Ziel des Vorstosses ist eine eigentliche Abstufung: Petitionen, welche an
die Bundesbehdrden gerichtet sind, sollen in diesem Sinne von jenen, welche an die
Bundesversammlung gerichtet sind, unterschieden werden. Erstere sollen neu in einer
Landessprache verfasst werden und einen Hauptverantwortlichen mit Schweizer
Wohnsitz ausweisen. Bei Letzteren sollen die Anzahl Unterschriften ausgewiesen
werden. Unwichtige Anliegen - Minder nennt Petitionen mit weniger als 10'000
Unterschriften - sollen lediglich noch von den Kommissionen, nicht aber von den
Ratsplenen zur Kenntnis genommen und beantwortet werden. Die beiden Rate sollen
sich also nur noch um jene Petitionen kimmern mussen, bei denen von der
Kommission ein Antrag auf Folge geben gestellt wird oder die aufgrund der
Unterschriftenzahl eine gewisse Relevanz aufweisen.

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrates (SPK-NR) sprach sich - anders als
ihre Schwesterkommission - gegen eine von Thomas Minder (parteilos, SH) per
parlamentarischer Initiative geforderte Neuregelung des Petitionsrechtes aus. Dieses
musse allen Personen als niederschwelliges Recht zustehen und dirfe nicht durch
Regelungen - etwa die Forderung des Abfassens in einer Landessprache - erschwert
werden. Die Kommission fallte ihren Entscheid Mitte Januar einstimmig. In der Folge
zog Minder sein Anliegen zuriick. '

1) Medienmitteilung SPK-N vom 15.1.16
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